
    Beschlussvorlage zu TOP 7 
 
 
14. Ratssitzung des Stadtrates Wildenfels 
am 16.09.2025 
 
Einbringer der Vorlage:  * Bürgermeister 
      * Liegenschaften 
      
abgestimmt mit:   * Stadtrat 
                                                                                     
Gegenstand der Vorlage: * Vergabebeschluss zur Ausschreibung 

   Flurstück 255 Gemarkung Wiesenburg 
 
Gesetzliche Grundlage:  * SächsGemO 
      
 
Beschlussvorlage: 
Der Stadtrat der Stadt Wildenfels beschließt den Verkauf des Flurstückes 255 Gemarkung 
Wiesenburg an Familie Veit und Silvia Gläser, Karl-Marx-Siedlung 46, 08134 Wildenfels. 
Der Verkauf erfolgt zu einem Angebotspreis von 61.750,00 €. 
Zuzüglich zum Kaufpreis übernehmen die Erwerber die Notar- und Nebenkosten. 
 
Begründung: 
Mit Beschluss Nr. 47/12/2025 autorisierte der Stadtrat den Bürgermeister, die Veräußerung 
des unverpachteten Flurstückes 255 Gemarkung Wiesenburg vorzubereiten.  
Der Orientierungswert für dieses Grundstück lag bei 55.350,00 €. 
Das Grundstück wurde von Juli 2025 bis 2. September 2025 öffentlich im Stadtanzeiger, an 
den Anschlagtafeln der Stadt sowie im Internet ausgeschrieben.  
Zum Ausschreibungsende lagen 2 Gebote vor. 
Das zweite Gebot lag bei 60.500,00 €. 
Mit 61.750,00 € gab Familie Gläser das höchste Gebot für das Flurstück ab und erhielt somit 
den Zuschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Anzahl der Stadträte:                                            14 
Davon anwesend:                                                                                                                       
Davon stimmberechtigt:  
Davon stimmberechtigt einschließlich Bürgermeister:                                                           
Ja-Stimmen:                                                                               
Nein-Stimmen:                                                                           
Stimmenthaltungen:                                                                   
 
 
Aufgrund des § 20 SächsGemO war            Mitglied des Stadtrates von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen. 
 
 
  


